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Antrag 134/I/2020

KDV Neukölln

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Kein Konsens)

Untersuchungssausschuss jetzt – Gegen rechten Terror in Neukölln
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Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Ab-

geordnetenhauses von Berlin auf, gemeinsam mit den

Koalitionspartnern einen Untersuchungsausschuss ein-

zusetzen, der die rechte Terrorserie in Neukölln in ihrer

Gesamtheit, also unter Einbeziehung der Brandanschlä-

ge auf das Anton-Schmaus-Haus ab 2010, sowie dem

Mord an Burak Bekta und möglichen Verbindungen mit

dem NSU-Komplex, untersuchen soll. Untersuchungsge-

genstand sollen die rechtsextremistischen Strukturen in

Berlin und ihre Verbindungen über das Land Berlin hin-

aus, sowiemöglicheMissstände bei den Ermittlungs- und

Strafverfolgungsbehörden des Landes Berlin, als auch bei

den Verfassungsschutzämtern des Landes und des Bun-

des sein.

 

Ist abzusehen, dass der Untersuchungsausschuss seinen

Untersuchungsauftrag nicht vor Ende derWahlperiode er-

ledigen kann, soll gemäß §33 UntAG ein Sachstandsbe-

richt über den bisherigenGang des Verfahrens sowie über

die bisherigen Feststellungen abgegeben werden  um die

Untersuchung in der nächstenWahlperiode fortzusetzen.

Ä-01 zum Antrag 134/I/2020

Rechte Terrorserie in Neukölln umfassend aufklären!

 

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Se-

nats und des Abgeordnetenhauses von Berlin auf, die

rechte Terrorserie in Neukölln in ihrer Gesamtheit, also

unter Einbeziehung der Brandanschläge auf das Anton-

Schmaus-Haus ab 2010, sowie dem Mord an Burak Bek-

ta und möglichen Verbindungen mit dem NSU-Komplex,

umfassend aufzuklären und parlamentarisch aufzuarbei-

ten.

 

Wir begrüßen, dass der Innensenator die ehemalige Poli-

zeipräsidentin von Eberswalde und einen früheren Bun-

desanwalt beauftragt hat, die bisherigen Ermittlungsab-

läufe zu der rechtsextremistischen Straftatenserie unab-

hängig zu überprüfen und die Ergebnisse im Innenaus-

schuss des Abgeordnetenhauses vorzustellen und parla-

mentarisch aufzuarbeiten. Dabei sollen rechtsextremisti-

sche Strukturen in Berlin und ihre Verbindungen über das

Land Berlin hinaus, sowiemögliche Versäumnisse bei den

Ermittlungenundder Strafverfolgungdurchdieunabhän-

gigen Sonderbeauftragten überprüft und umfassend auf-

geklärt werden. Soweit dies nicht vor Ende der Wahlpe-

riode abgeschlossen werden kann, soll ein Sachstandsbe-

richt über den bisherigenGang des Verfahrens sowie über

die bisherigen Feststellungen abgegeben werden, um die

Aufklärung ggf. in der nächsten Wahlperiode fortzuset-

zen.

 

Des weiteren soll zur parlamentarischen Aufarbeitung

noch in dieser Wahlperiode ein Untersuchungsausschuss

eingesetztwerden  dessenUntersuchungsgegenstanddie

rechtsextremistischen Strukturen in Berlin und ihre Ver-

bindungen über das Land Berlin hinaus, sowie mögliche

Missstände bei den Ermittlungs- und Strafverfolgungsbe-

hörden des Landes Berlin, als auch bei den Verfassungs-

schutzämtern des Landes und des Bundes ist.

 

Da  abzusehen ist, dass der Untersuchungsausschuss sei-

nen Untersuchungsauftrag nicht vor Ende der Wahlpe-

riode erledigen kann, soll gemäß §33 UntAG ein Sach-

standsbericht über den bisherigen Gang des Verfahrens

sowie über die bisherigen Feststellungen abgegebenwer-

den um die Untersuchung in der nächsten Wahlperiode

fortzusetzen.
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